
Allgemeine Geschäftsbedingungen
für Leistungen der MEYER NEPTUN Engineering GmbH, Werftallee 13, 18119 Rostock (Stand: 
August 2026)

I.          Geltungsbereich  

1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend: AGB) gelten für alle Verträge über 
Engineering-,  Konstruktions-,  Entwicklungs-  und  sonstige  Ingenieur-  und 
Beratungsleistungen (nachfolgend:  LEISTUNGEN), die die MEYER NEPTUN Engineering 
GmbH, Werftallee 13, 18119 Rostock (nachfolgend: MNE) als Auftragnehmerin erbringt. Sie 
gelten  ausschließlich  gegenüber  Unternehmern  im  Sinne  des  §  14  BGB,  juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen (nachfolgend: 
AUFTRAGGEBER).

2. Diese AGB gelten in ihrer jeweils aktuellen Fassung auch für alle künftigen Verträge über 
LEISTUNGEN mit demselben AUFTRAGGEBER, ohne dass es einer erneuten Einbeziehung 
bedarf.

3. Entgegenstehende oder abweichende Bedingungen des AUFTRAGGEBERS werden 
nicht Vertragsbestandteil,  auch wenn MNE ihnen nicht ausdrücklich widerspricht oder in 
Kenntnis solcher Bedingungen Leistungen vorbehaltlos erbringt oder Zahlungen annimmt. 
Sie gelten nur, soweit MNE ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat.

4. Individuell getroffene Vereinbarungen haben Vorrang vor diesen AGB.

II.         Angebot, Vertragsschluss, Vertragsart  

1. Angebote von MNE sind freibleibend,  sofern in dem Angebot  nicht  ausdrücklich eine 
Bindefrist genannt ist.

2. Der Vertrag kommt durch die Bestellung des AUFTRAGGEBERS auf ein Angebot von MNE 
und deren Annahme durch MNE zustande. Die Annahme kann durch Auftragsbestätigung 
in Textform oder durch Beginn der Leistungserbringung erklärt werden. Für den Inhalt des 
Vertrages sind das Angebot von MNE und diese AGB maßgeblich.

3. Ob MNE einen  Erfolg (Werkleistung) oder ein  Tätigwerden (Dienstleistung) schuldet, 
ergibt sich aus dem jeweiligen Angebot. Ist dort keine Festlegung getroffen, schuldet MNE 
ein sorgfältiges Tätigwerden nach den Grundsätzen des Dienstvertragsrechts. Die Ziffern VII. 
und VIII. dieser AGB gelten nur für Werkleistungen.

4. MNE erbringt  die  LEISTUNGEN als  selbständiges Unternehmen.  Das Weisungs-  und 
Direktionsrecht gegenüber den eingesetzten Mitarbeitern liegt ausschließlich bei MNE; MNE 
bestimmt insbesondere deren Arbeitsort und Arbeitszeit. Eine Arbeitnehmerüberlassung ist 
nicht Vertragsgegenstand.

5. MNE ist berechtigt, zur Leistungserbringung qualifizierte Unterauftragnehmer einzusetzen. 
Für deren Leistungen steht MNE wie für eigenes Handeln ein (§ 278 BGB).

III.        Leistungsumfang, Leistungsänderungen  

1. Art und Umfang der LEISTUNGEN ergeben sich aus dem Angebot von MNE nebst den dort 
in  Bezug  genommenen  Unterlagen.  Grundlage  sind  die  von  dem  AUFTRAGGEBER 
mitgeteilten  Informationen,  Unterlagen  und  technischen  Vorgaben;  MNE darf  auf  deren 
Richtigkeit und Vollständigkeit vertrauen. Erkennt MNE Unrichtigkeiten oder Lücken, wird 
MNE den AUFTRAGGEBER hierauf hinweisen.

2. Erweisen  sich  die  dem  Angebot  zugrunde  gelegten  Informationen  als  unrichtig  oder 
unvollständig  oder  ändern  sich  die  maßgeblichen  Grundlagen,  werden  Vergütung und 
Termine angemessen angepasst.

3. Änderungswünsche des AUFTRAGGEBERS sind in Textform mitzuteilen. MNE prüft die 
Umsetzbarkeit  und  teilt  dem  AUFTRAGGEBER  die  Auswirkungen  auf  Vergütung  und 
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Termine mit. Die Änderung wird erst mit entsprechender Vereinbarung der PARTEIEN in 
Textform verbindlich; bis dahin führt MNE die LEISTUNGEN, soweit zumutbar, nach dem 
bisherigen Vertragsstand fort.

IV.       Mitwirkungspflichten des AUFTRAGGEBERS  

1. Der  AUFTRAGGEBER  stellt  MNE  rechtzeitig  und  unentgeltlich  alle  für  die 
Leistungserbringung  erforderlichen  Informationen,  Unterlagen,  Daten,  Zugänge, 
Entscheidungen  und  Freigaben zur  Verfügung  und  benennt  einen  fachlich 
entscheidungsbefugten Ansprechpartner.

2. Kommt der AUFTRAGGEBER seinen Mitwirkungspflichten nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig  nach,  verlängern  sich  vereinbarte  Fristen  und  Termine  angemessen; 
hierdurch verursachten Mehraufwand kann MNE zu den vereinbarten, hilfsweise zu üblichen 
Sätzen zusätzlich abrechnen. Die Rechte von MNE aus § 642 BGB bleiben unberührt.

3. Der AUFTRAGGEBER gewährleistet, dass die von ihm beigestellten Unterlagen und Daten 
frei  von  Rechten  Dritter sind,  die  ihrer  vertragsgemäßen  Nutzung  durch  MNE 
entgegenstehen, und stellt MNE von entsprechenden Ansprüchen Dritter frei.

V.        Termine, Verzug von MNE, höhere Gewalt  

1. Termine und Fristen sind nur  verbindlich, wenn sie von MNE ausdrücklich schriftlich als 
verbindlich bestätigt wurden; im Übrigen handelt es sich um unverbindliche Planungstermine. 
Die  Einhaltung  von  Terminen  setzt  die  rechtzeitige  und  vollständige  Mitwirkung  des 
AUFTRAGGEBERS voraus.

2. Bei  höherer  Gewalt -  d.  h.  bei  Ereignissen  außerhalb  der  zumutbaren  Kontrolle  der 
betroffenen  PARTEI,  insbesondere  Naturkatastrophen,  Krieg,  Terror,  Epidemien  und 
Pandemien,  Streik  und  Aussperrung,  behördlichen  Maßnahmen,  Ausfall  von  IT-  und 
Kommunikationsinfrastruktur  sowie  ausbleibender  oder  verspäteter  Belieferung  durch 
Vorlieferanten, die die betroffene PARTEI nicht zu vertreten hat - verlängern sich Fristen und 
Termine um die Dauer der Störung zuzüglich einer angemessenen Anlauffrist. MNE wird den 
AUFTRAGGEBER über Beginn und Ende der Störung unverzüglich informieren. Dauert die 
Störung länger als drei Monate an, kann jede PARTEI den Vertrag hinsichtlich des noch nicht 
erbrachten  Teils  der  LEISTUNGEN  kündigen;  bereits  erbrachte  LEISTUNGEN  sind  zu 
vergüten.

3. Der  Verzug von MNE setzt in jedem Fall eine Mahnung des AUFTRAGGEBERS voraus. 
Gerät MNE mit verbindlich vereinbarten Terminen in Verzug, kann der AUFTRAGGEBER 
eine pauschalierte  Verzugsentschädigung in  Höhe von 0,5  % je  vollendete  Woche des 
Verzuges, insgesamt höchstens 5 % des Nettowertes des vom Verzug betroffenen Teils der 
LEISTUNGEN verlangen. Weitergehende Ansprüche wegen Verzuges bestehen nur nach 
Maßgabe von Ziffer IX.; MNE bleibt der Nachweis vorbehalten, dass kein oder ein wesentlich 
geringerer Schaden entstanden ist.

VI.       Vergütung, Zahlungsbedingungen  

1. Die  Vergütung richtet sich nach dem Angebot;  sie wird nach Aufwand (nachgewiesene 
Leistungsstunden zu den vereinbarten Stundensätzen) oder als Pauschale berechnet. Alle 
Preise verstehen sich netto zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer.

2. Nebenkosten -  insbesondere  Reisekosten,  auftragsspezifische  IT,  Lizenzen  und 
Bewirtungskosten - werden zusätzlich nach Aufwand gegen Nachweis vergütet, soweit sie 
nicht ausdrücklich in die Vergütung eingeschlossen sind oder abweichende Sätze vereinbart 
wurden.

3. MNE rechnet monatlich bzw. nach Erreichen vereinbarter Meilensteine ab. Rechnungen sind 
innerhalb  von  30  Tagen nach  Rechnungszugang  ohne  Abzug  zur  Zahlung  fällig.  Bei 
Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen Regelungen (§ 288 BGB).



- 3 -

4. Der  AUFTRAGGEBER kann  nur  mit  unbestrittenen  oder  rechtskräftig  festgestellten 
Forderungen aufrechnen. Zurückbehaltungsrechte stehen dem AUFTRAGGEBER nur zu, 
soweit sie auf demselben Vertragsverhältnis beruhen und in einem angemessenen Verhältnis 
zu dem geltend gemachten Mangel stehen.

5. Werden  nach  Vertragsschluss  begründete  Zweifel  an  der  Zahlungsfähigkeit  des 
AUFTRAGGEBERS  erkennbar  (§  321  BGB),  ist  MNE  berechtigt,  noch  ausstehende 
LEISTUNGEN nur gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung zu erbringen.

VII.      Abnahme (nur Werkleistungen)  

1. MNE  zeigt  dem  AUFTRAGGEBER  die  Fertigstellung  der  Werkleistung  bzw.  in  sich 
abgeschlossener Teile in Textform an (Fertigstellungsanzeige). Der AUFTRAGGEBER hat 
die Werkleistung innerhalb von 14 Kalendertagen nach Zugang der Fertigstellungsanzeige 
abzunehmen. Wegen unwesentlicher Mängel darf die Abnahme nicht verweigert werden.

2. Die Werkleistung gilt als abgenommen, wenn der AUFTRAGGEBER innerhalb der Frist nach 
Ziffer VII.1. die Abnahme nicht unter Angabe mindestens eines Mangels verweigert; hierauf 
wird MNE in der Fertigstellungsanzeige gesondert hinweisen. Der Abnahme steht es gleich, 
wenn  der  AUFTRAGGEBER  die  Werkleistung  produktiv  nutzt,  insbesondere 
Arbeitsergebnisse an Dritte weitergibt oder der Fertigung zugrunde legt.

3. Für  in  sich  abgeschlossene  Teilleistungen  kann  MNE  Teilabnahmen verlangen;  die 
Rechtsfolgen der Abnahme treten dann für den jeweiligen Teil ein.

VIII.     Mängelansprüche (nur Werkleistungen)  

1. Bei  Mängeln  der  Werkleistung  ist  MNE  zunächst  zur  Nacherfüllung berechtigt  und 
verpflichtet;  die  Nacherfüllung  erfolgt  nach  Wahl  von  MNE durch  Nachbesserung  oder 
Neuerbringung. Schlägt die Nacherfüllung nach zwei Versuchen fehl, wird sie verweigert oder 
ist sie dem AUFTRAGGEBER unzumutbar, stehen dem AUFTRAGGEBER die gesetzlichen 
Rechte (Minderung, Rücktritt, Schadensersatz nach Maßgabe von Ziffer IX.) zu.

2. Mängelansprüche verjähren in zwölf Monaten ab Abnahme. Dies gilt nicht bei Vorsatz 
oder arglistigem Verschweigen des Mangels, für Schadensersatzansprüche in den Fällen der 
Ziffer IX.1. sowie in den Fällen des § 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB; insoweit gelten die gesetzlichen 
Fristen.

3. Für  Dienstleistungen  bestehen  keine  Mängelansprüche;  MNE  schuldet  insoweit  ein 
sorgfältiges  Tätigwerden  nach  den  anerkannten  Regeln  der  Technik.  Bei  nicht 
vertragsgemäßer Leistungserbringung ist MNE zunächst Gelegenheit zur Nachholung bzw. 
Korrektur innerhalb angemessener Frist zu geben; im Übrigen gilt Ziffer IX.

IX.       Haftung  

1. MNE  haftet  unbeschränkt für  Vorsatz  und  grobe  Fahrlässigkeit,  für  die  schuldhafte 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei arglistigem Verschweigen 
eines  Mangels,  im  Umfang  einer  übernommenen  Garantie  sowie  nach  dem 
Produkthaftungsgesetz und soweit gesetzlich zwingend gehaftet wird.

2. Bei  einfacher  Fahrlässigkeit haftet  MNE  nur  für  die  Verletzung  wesentlicher 
Vertragspflichten. Wesentliche Vertragspflichten sind solche Pflichten, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt  erst  ermöglicht  und auf  deren 
Einhaltung der AUFTRAGGEBER regelmäßig vertraut und vertrauen darf. In diesem Fall ist 
die  Haftung  auf  den  vertragstypischen,  bei  Vertragsschluss  vorhersehbaren  Schaden 
begrenzt.

3. Die Haftung nach Ziffer IX.2. ist der Höhe nach begrenzt auf den Nettoauftragswert des 
betroffenen  Einzelauftrags,  je  Vertrag  insgesamt  höchstens  jedoch  auf  EUR 
2.500.000,00.  Für  einzelne  Verträge  kann  eine  abweichende  Haftungshöchstsumme 
vereinbart werden.
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4. Im Übrigen ist die Haftung von MNE - gleich aus welchem Rechtsgrund - ausgeschlossen; 
dies gilt bei einfacher Fahrlässigkeit insbesondere für mittelbare Schäden und Folgeschäden 
wie entgangenen Gewinn, Produktionsausfall oder Betriebsunterbrechung, soweit nicht ein 
Fall der Ziffern IX.1. oder IX.2. vorliegt.

5. Die vorstehenden Haftungsregelungen gelten auch zugunsten der Organe, Mitarbeiter und 
sonstigen Erfüllungsgehilfen von MNE sowie  für  die  außervertragliche Haftung.  Eine 
Änderung der Beweislast zum Nachteil des AUFTRAGGEBERS ist damit nicht verbunden.

X.        Nutzungsrechte, Schutzrechte, Know-how  

1. Sämtliche  Urheber-  und  sonstigen  Schutzrechte  an  den  von  MNE  erstellten 
Arbeitsergebnissen (insbesondere Zeichnungen, Modellen, Berechnungen, Spezifikationen 
und Dokumentationen) verbleiben im Verhältnis der PARTEIEN zunächst bei MNE.

2. Mit  vollständiger Zahlung der vertraglichen Vergütung erhält der AUFTRAGGEBER das 
ausschließliche,  übertragbare,  zeitlich  und  räumlich  unbeschränkte  Recht,  die 
vertragsgegenständlichen Arbeitsergebnisse für den vertraglich vorausgesetzten Zweck - 
insbesondere Bau, Betrieb, Wartung, Reparatur und Umbau des betreffenden Objekts - zu 
nutzen. Bis zur vollständigen Zahlung besteht ein einfaches, widerrufliches Nutzungsrecht.

3. Vorbestehende  Schutzrechte,  Standards,  Werkzeuge,  Berechnungsverfahren  und  das 
Know-how von MNE bleiben MNE vorbehalten; der AUFTRAGGEBER erhält  hieran das 
einfache,  nicht  übertragbare  Recht  zur  Nutzung,  soweit  dies  für  die  vertragsgemäße 
Verwendung der Arbeitsergebnisse erforderlich ist.

4. MNE ist berechtigt, die bei der Leistungserbringung gewonnenen allgemeinen Kenntnisse 
und Erfahrungen weiter zu verwenden, soweit dabei keine vertraulichen Informationen des 
AUFTRAGGEBERS offengelegt werden.

5. Eine  Herausgabe  nativer  Konstruktionsdaten  (insbesondere  CAD-/PLM-Modelle  und 
Quellformate) erfolgt nur, soweit dies ausdrücklich vereinbart ist.

XI.       Vertraulichkeit  

1. Jede  PARTEI  wird  alle  als  geheimhaltungsbedürftig  erkennbaren  Informationen  der 
anderen PARTEI  vertraulich behandeln, ausschließlich zur Durchführung des Vertrages 
verwenden und Dritten nur  mit  vorheriger  Zustimmung in  Textform zugänglich machen. 
Zulässig ist die Weitergabe an Berater, Unterauftragnehmer, Kreditinstitute und verbundene 
Unternehmen, soweit dies für die Vertragsdurchführung erforderlich ist und die Empfänger 
einer beruflichen oder vertraglichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen.

2. Die Vertraulichkeitspflicht gilt nicht für Informationen, die öffentlich bekannt sind oder ohne 
Verstoß gegen diese Ziffer werden, die der empfangenden PARTEI bereits bekannt waren 
oder  ihr  von  Dritten  ohne  Geheimhaltungspflicht  zugänglich  gemacht  wurden  oder  die 
unabhängig  entwickelt  wurden.  Gesetzliche,  gerichtliche  oder  behördliche 
Offenlegungspflichten bleiben unberührt; die betroffene PARTEI wird die andere PARTEI 
hierüber, soweit rechtlich zulässig, vorab informieren.

3. Die  Pflichten  nach  dieser  Ziffer  XI.  bestehen  für  die  Dauer  von  fünf  Jahren  nach 
Beendigung des Vertrages fort.

XII.      Kündigung  

1. Verträge über  Dienstleistungen können,  soweit  nicht  abweichend vereinbart,  von jeder 
PARTEI  mit  einer  Frist  von vier  Wochen zum Monatsende gekündigt  werden.  Bis  zum 
Wirksamwerden der Kündigung erbrachte LEISTUNGEN sind zu vergüten.

2. Kündigt der AUFTRAGGEBER einen Vertrag über Werkleistungen nach § 648 BGB, steht 
MNE  die  vereinbarte  Vergütung  abzüglich  ersparter  Aufwendungen  zu.  MNE  kann 
stattdessen  pauschal  10  %  der  auf  den  noch  nicht  erbrachten  Teil  der  Werkleistung 
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entfallenden Vergütung verlangen; beiden PARTEIEN bleibt der Nachweis vorbehalten, dass 
die MNE zustehende Vergütung höher oder niedriger ist.

3. Das Recht beider PARTEIEN zur  außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund 
bleibt  unberührt.  Ein  wichtiger  Grund  liegt  für  MNE  insbesondere  vor,  wenn  der 
AUFTRAGGEBER mit einem nicht unerheblichen Teil  der Vergütung trotz Mahnung und 
Nachfristsetzung  in  Verzug  ist  oder  die  Eröffnung  des  Insolvenzverfahrens  über  sein 
Vermögen beantragt wird.

4. Kündigungen bedürfen der Schriftform.

XIII.     Datenschutz, Exportkontrolle, Compliance  

1. Die PARTEIEN verarbeiten personenbezogene Daten im Zusammenhang mit dem Vertrag 
nach  Maßgabe  der  anwendbaren  Datenschutzbestimmungen,  insbesondere  der 
Verordnung (EU) 2016/679 (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes.

2. Die PARTEIEN beachten die anwendbaren Vorschriften des  Exportkontroll-,  Zoll-  und 
Außenwirtschaftsrechts einschließlich einschlägiger Embargo- und Sanktionsvorschriften. 
Unterliegen  Arbeitsergebnisse  Ausfuhr-  oder  Verbringungsbeschränkungen,  ist  der 
AUFTRAGGEBER für die Einholung erforderlicher Genehmigungen für eine Weitergabe oder 
einen Re-Export verantwortlich.

3. Die  PARTEIEN verpflichten  sich  zur  Einhaltung  der  jeweils  anwendbaren  Compliance-
Anforderungen,  insbesondere  zur  Korruptionsprävention  und  zur  Beachtung 
menschenrechts-  und  umweltbezogener  Sorgfaltspflichten  in  ihren  Liefer-  und 
Leistungsketten.

XIV.     Schlussbestimmungen  

1. Änderungen und Ergänzungen des Vertrages und dieser AGB bedürfen der Textform; dies 
gilt auch für die Änderung dieses Textformerfordernisses. Ziffer XII.4. bleibt unberührt.

2. Der  AUFTRAGGEBER kann  Rechte  und  Pflichten  aus  dem Vertrag  nur  mit  vorheriger 
Zustimmung von MNE in Textform auf Dritte übertragen; § 354a HGB bleibt unberührt.

3. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG).

4. Erfüllungsort für die LEISTUNGEN und die Zahlungen ist Rostock, soweit nicht abweichend 
vereinbart.

5. Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dem 
Vertrag  ist  Rostock.  MNE  ist  daneben  berechtigt,  den  AUFTRAGGEBER  an  dessen 
allgemeinem Gerichtsstand zu verklagen.

6. Sollten  einzelne  Bestimmungen  dieser  AGB  ganz  oder  teilweise  unwirksam  sein  oder 
werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt.


